
URTEIL DES GERICHTSHOFES

VOM 30. SEPTEMBER 1975 <appnote>1</appnote>

Procureur Général bei der Cour d'Appel Bordeaux
gegen Robert Jean Arnaud und andere

(Ersuchen um Vorabentscheidung,
vorgelegt von der Cour d'Appel Bordeaux)

„Vermutung dér Überalkoholisierung von Wein"

Verbundene Rechtssachen 89/74, 18 und 19/75

Leitsätze

Landwirtschaft — gemeinsame Marktorganisation — Wein — Einfuhr — mengen­
mäßige Beschränkungen — Maßnahmen gleicher Wirkung — nationale Kontrolle
— Überalkoholisierung — Vermutung — Analysemethode — Zulässigkeit — Vor­
aussetzungen

(EWG-Vertrag Artikel 30; Verordnungen Nr. 816/70, 817/70 des Rates; Verord­
nung Nr. 1539/71 der Kommission)

Beim gegenwärtigen Stand des Gemein­
schaftsrechts darf sich ein Mitgliedstaat
in Anknüpfung an das Verhältnis des
Alkohols zu dem nach der 100° -Methode
bestimmten Trockenextrakt der Vermu­

tung der Überalkoholisierung als nationa­
les Kontrollinstrument bedienen, sofern

diese Vermutung widerlegt werden kann
und so gehandhabt wird, daß sie sich
weder rechtlich noch tatsächlich als Maß­

nahme gleicher Wirkung wie eine men­
genmäßige Beschränkung nachteilig auf
Weine aus anderen Mitgliedstaaten aus­
wirkt

In den verbundenen Rechtssachen 89/74, 18 und 19/75

betreffend die dem Gerichtshof nach Artikel 177 EWG-Vertrag von der Cour
d'Appel Bordeaux in den vor dieser anhängigen Strafverfahren

PPROCUREUR GÉNÉRAL BEI DER COUR D'APPEL Bordeaux

gegen

1. ROBERT JEAN ARNAUD, wohnhaft in Teuillac, Gironde, Angeklagter,

(Rechtssache 89/74),

1 — Verfahrenssprache: Französisch.
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2. CLAUDE CAMILLE RABY, wohnhaft in Vignonet, Gironde, Angeklagter,

ferner beteiligt:

INSTITUT NATIONAL DES APPELLATIONS D'ORIGINE, Paris, Antragsteller im Adhä­
sionsverfahren,

SYNDICAT GIRONDIN DE DÉFENSE CONTRE LA FRAUDE, Bordeaux, Antragsteller im
Adhäsionsverfahren,

LIGUE DES VITICULTEURS DE LA GIRONDE, Bordeaux, Antragsteller im Adhäsions­
verfahren,

(Rechtssache 18/75),

3. ROGER GALLET, wohnhaft in Capian, Gironde, Angeklagter,

ferner beteiligt:

DIRECTEUR GÉNÉRAL DES IMPÔTS, Bordeaux, Antragsteller im Adhäsionsver­
fahren,

LIGUE DES VITICULTEURS DE la GIRONDE , Bordeaux, Antragsteller im Adhä­
sionsverfahren,

(Rechtssache 19/75),

vorgelegten Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung bestimmter
Vorschriften der Verordnung Nr. 816/70 des Rates vom 28. April 1970 zur
Festlegung ergänzender Vorschriften für die gemeinsame Marktorganisation
für Wein (ABl. L 99, S. 1), der Verordnung Nr. 817/70 des Rates vom 28.
April 1970 zur Festlegung besonderer Vorschriften für Qualitätsweine be­
stimmter Anbaugebiete (ABl. L 99, S. 20) und der Verordnung Nr. 1539/71
der Kommission vom 19. Juli 1971 zur Bestimmung gemeinsamer Analyse­
methoden für den Weinsektor (ABl. L 163, S. 41) hinsichtlich einer im franzö­
sischen Recht bestehenden gesetzlichen Vermutung der Überalkoholisierung

erläßt
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PROCUREUR GÉNÉRAL, BORDEAUX / ARNAUD

DER GERICHTSHOF

unter Mitwirkung des Präsidenten R. Lecourt, der Kammerpräsidenten J. Mer­
tens de Wilmars und A. J. Mackenzie Stuart, der Richter A. M. Donner,
R. Monaco, P. Pescatore, H. Kutscher, M. Sørensen (Berichterstatter) und
A. O'Keeffe,

Generalanwalt: A. Trabucchi

Kanzler: A. Van Houtte

folgendes

URTEIL

Tatbestand

Die Vorlageurteile und die nach Artikel
20 der Satzung des Gerichtshofes der
EWG eingereichten schriftlichen Erklä­
rungen lassen sich wie folgt zusammen­
fassen:

I — Sachverhalt und Verfahren

1. Wein ist ein Erzeugnis, das aus der
Gärung frischer Weintrauben oder des
Saftes aus frischen Weintrauben entsteht.

Die Trauben enthalten Zucker, der sich
in Gegenwart von Hefe auf natürlichem
Wege in Alkohol umwandelt.

Der natürliche Alkoholgehalt des Erzeug­
nisses kann durch verschiedene Verfah­

ren künstlich erhöht („angereichert") wer­
den, nämlich durch Avinierung, d. h.
unmittelbares Zusetzen von Alkohol zum

Wein oder Most, oder durch Chaptalisie­
rung, d. h. unmittelbares Zusetzen von
Zucker zum Most oder zum Lesegut

Diese unterschiedlichen Praktiken sind

teils verboten, teils einer strengen Rege­
lung unterworfen.

2. Eine derartige Regelung enthalten
die Gemeinschaftsverordnungen, durch
die mit Wirkung vom 1. Juni 1970 die
gemeinsame Marktorganisation für Wein
geschaffen wurde. Die beiden grundlegen­
den Verordnungen sind die Verordnung
Nr. 816/70 zur Fesdegung ergänzender
Vorschriften für die gemeinsame Marktor­
ganisation für Wein, die, soweit nichts
anderes bestimmt ist, für sämtliche Er­
zeugnisse dieses Sektors gilt, und die Ver­
ordnung Nr. 817/70 zur Fesdegung be­
sonderer Vorschriften für Qualitätsweine
bestimmter Anbaugebiete.

Titel IV der Verordnung Nr. 816/70 ist
überschrieben: „Regeln über önologische
Verfahren und das Inverkehrbringen".
Artikel 18 nennt die Fälle, in denen die
Mitgliedstaaten zulassen können, daß der
natürliche Alkoholgehalt der Weintrau­
ben, des Mostes und der Weine erhöht
wird. In den folgenden Artikeln sind die
Voraussetzungen festgelegt, unter denen
die Erhöhung vorgenommen werden
darf, und im besonderen die dabei anzu­
wendenden Methoden. Nicht vorgesehen
ist der Zusatz von Alkohol zur Erhöhung
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des Alkoholgehalts; er ist folglich verbo­
ten. Bestätigt wird dies durch das grund­
sätzliche Verbot des Artikels 25 der Ver­

ordnung.

Ähnliche Vorschriften finden sich in Arti­

kel 7 und 9 der Verordnung Nr. 817/70.

3. Das Zusetzen von Alkohol zum
Wein war vor Inkrafttreten der Gemein­

schaftsregelung auf Grund des französi­
schen Rechts verboten. Das Gesetz vom

24. Juni 1894 über Betrugsvergehen
beim Weinverkauf enthielt eine diesbe­

zügliche Vorschrift, die in Artikel 8 des
Dekrets vom 1. Dezember 1936, den so­
genannten Code du Vin, übernommen
wurde. Durch das Dekret Nr. 72.309 vom

21. April 1972 wurde im Anschluß an
die Errichtung der gemeinsamen Marktor­
ganisation für Wein das Gesetz vom 24.

Juli 1894 aufgehoben, soweit es die Zu
gäbe von Alkohol zum Wein betraf.

Auch die Zuckerung war im französi­
schen Recht vor der Gründung der ge­
meinsamen Marktorganisation für Wein
geregelt Sie war in bestimmten Weinbau­
zonen untersagt, in anderen erlaubt.

4. Um Zuwiderhandlungen wirksam zu
ahnden, stellte das Dekret vom 19. April
1898 über überalkoholisierte Weine, das
in Artikel 8 des Code du Vin einging, fol­
gende Vermutung der Überalkoholisie­
rung auf:

„Es wird vermutet, daß Rotwein, bei dem
das Verhältnis des Alkohols zum reduzier­

ten Extrakt über 4,6, und Weißwein, bei
dem es über 6,5 liegt, überalkoholisiert
ist Diese Vermutung kann jedoch wider­
legt werden, wenn anhand einer Gegen­
überstellung der verschiedenen Weinbe­
standteile, einer Kostprobe, der Herstel­
lungsbedingungen und des Herkunftsor­
tes der Nachweis möglich ist, daß der
Wein ausschließlich durch Gärung fri­
scher Weintrauben gewonnen wurde."

Die Vermutung beruht auf folgendem
Ausgangspunkt:

Wein enthält flüchtige Stoffe (in geringer
Anzahl, aber in reichlicher Menge, wie
Alkohol, flüchtige Säuren) und nicht­
flüchtige Stoffe (wie Salze, Säuren, Glyce­
rin, Pektine). Die nichtflüchtigen Stoffe
bilden den „Trockenextrakt" des Weins.

Durch den Zusatz von Alkohol (Avinie­
rung) und von Zucker (Chaptalisierung)
wird ein Ungleichgewicht zwischen den
Weinbestandteilen geschaffen. Sie bewir­
ken eine Erhöhung der Alkoholmenge,
ohne daß sich dabei die Menge der mei­
sten anderen Substanzen erhöht. Der
Trockenextrakt nimmt also nicht in dem­
selben Verhältnis wie der Alkohol zu.

Die Erfahrung hat aber gezeigt, daß zwi­
schen dem Gewicht des reduzierten Trok­
kenextrakts und dem des im Wein
enthaltenen Alkohols eine bestimmte

Wechselbeziehung besteht. Es läßt daher
auf eine Anreicherung des Weins durch
Avinierung oder Chaptalisierung schlie­
ßen, wenn das Verhältnis zwischen redu­
ziertem Trockenextrakt und Alkohol ge­
wisse gesetzlich festgelegte Grenzwerte
überschreitet

5. Um diese Vermutung in der Praxis
zu handhaben, ist es erforderlich, die Me­
thode zur Berechnung des Trockenex­
trakts zu bestimmen

Für die Berechnung des Trockenextrakts
sind mehrere Analysemethoden entwik­
kelt worden. Hiervon ist eine die „100°-
Methode", bei der gewogen wird, was
nach Verdampfung der flüchtigen Stoffe
des Weins bei 100° zurückbleibt. Eine

andere ist die „70°-Vakuum-Methode",
bei der gewogen wird, was nach Verdamp­
fung dieser Stoffe bei 70° im Vakuum
übrigbleibt Eine dritte Methode ist die
„densimetrische Methode", bei welcher
der Trockenextrakt indirekt aus der

Dichte des Weins berechnet wird, nach­
dem der Alkohol entzogen und der Wein

1 — Artikel 8 des Code du Vin verwendet den Begriff „redu­
zierter Extrakt", der im Anhang der Verordnung vom
24. Juni 1963 über die amtlichen Methoden der Wein-
und Mostanalyse wie folgt definiert ist: „Der reduzierte
Extrakt ist der Gesamttrockenextrakt, vermindert um
den 1 Gramm übersteigenden gesamten Zucker, das 1
Gramm übersteigende Kaliumsulfat, den Mannit, falls
vorhanden, und alle dem Wein gegebenenfalls beigege­
benen chemischen Substanzen."
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durch Zugabe von Wasser auf sein Aus­
gangsvolumen gebracht worden ist

Die Wahl zwischen den unterschiedli­

chen Methoden zur Berechnung des Trok­
kenextrakts ist von praktischer Bedeu­
tung; offensichtlich wechseln nämlich
die erzielten Ergebnisse je nach den ver­
schiedenen Methoden. (Die 100°-Me­
thode führt zu einem geringeren Trocken­
extrakt als die beiden anderen Methoden,
weil bei der Verdampfung bei 100° eine
bestimmte Anzahl von Partikeln der we­

niger resistenten Bestandteile in der Luft
dispergiert)

In Frankreich wurde die 100°-Methode
zum Nachweis des Alkohol-Trockenex­

traktverhältnisses durch Verordnung vom
18. Januar 1907 eingeführt und durch
eine Verordnung vom 22. April 1908 nä­
her geregelt.

Artikel 2 der französischen Verordnung
vom 22. Januar 1974 betreffend die
Gruppe der Landweine setzt die Anwend­
barkeit dieser Methode zur Bestimmung
des Verhältnisses Alkohol/reduzierter Ex­

trakt voraus. Er ist wie folgt abgefaßt:

„Mit Ausnahme der Messung des Trok­
kenextrakts, die zwecks etwaiger Ermitt­
lung des Verhältnisses des Alkohols zum
reduzierten Extrakt im Sinne von Artikel
8 des Code du Vin weiterhin bei 100° er­

folgt, werden die im vorstehenden Arti­
kel genannten Analysen nach den durch
die Verordnung (EWG) Nr. 1539/71 vom
19. Juli 1971 vorgeschriebenen Metho­
den durchgeführt."

In Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung Nr.
1539/71 der Kommission vom 19. Juli
1971 zur Bestimmung gemeinsamer Ana­
lysemethoden für den Weinsektor heißt
es:

„Die Analysemethoden für die Durchfüh­
rung der Verordnungen (EWG) Nr.
816/70 und 817/70 sind im Anhang die­
ser Verordnung angegeben."

Nummer 3 des Anhangs schreibt vor:
„Der Gesamttrockenextrakt wird indirekt

aus der Dichte des Destillationsrück­

stands von der Alkoholbestimmung be­
rechnet"

6. Die Herren Arnaud, Raby und Gallet
sind Winzer und Weinhersteller im De­

partement Gironde. Gegen sie wurde
Strafanklage mit dem Vorwurf erhoben,
sie hätten 1971 (Arnaud und Raby) und
1972 (Gallet) bestimmte Mengen Rot­
wein unerlaubt durch Avinierung oder
Chaptalisierung (Arnaud) beziehungs­
weise Chaptalisierung (Raby und Gallet)
angereichert.

Herr Arnaud und Herr Gallet wurden
vom Tribunal Correctionnel Bordeaux zu
Geldstrafen verurteilt Das Gericht stützte

sich insoweit auf die Ergebnisse der Ana­
lyse des Trockenextrakts nach der
100°-Methode.

Herr Raby wurde vom Tribunal de
Grande Instance Libourne freigespro­
chen. Das Gericht berücksichtigte dabei
die Analyse des Trockenextrakts nach der
densimetrischen Methode und ließ das

mit der 100°-Methode gewonnene Ergeb­
nis außer acht

Gegen die drei Urteile wurde bei der
Cour d'Appel Bordeaux Berufung einge­
legt

Da die drei Angeklagten unter anderem
geltend machten, die Vorschriften der
Gemeinschaftsverordnungen Nr. 816/70,
817/70 und 1539/71 bewirkten sowohl

die Außerkraftsetzung von Artikel 8 des
Code du Vin, auf dem die Anklagen be­
ruhten, als auch das Verbot, die 100°-Me­
thode als Grundlage für die gesetzliche
Vermutung der Überalkoholisierung zu
benutzen, nat die Cour d'Appel Bordeaux
die Verfahren durch Urteile vom 22. Mai

1974 ausgesetzt und gemäß Artikel 177
EWG-Vertrag den Gerichtshof um Ent­
scheidung ersucht,
„1. ob die Verordnungen Nr. 816/70 und

817/70 und die zu ihrer Durchfüh­
rung erlassenen Rechtsvorschriften
auf nationaler Ebene die Weitergel­
tung der Bestimmungen des Artikels

1027



URTEIL VOM 30. 9. 1975 — VERBUNDENE RECHTSSACHEN 89/74, 18 UND 19/75

8 des Code du Vin gestatten (Dekret
vom 19. April 1898 in Anwendung
von Artikel 2 des Gesetzes vom 24.

Juli 1894);
2. ob die Verwendung der 100°-Trok­

kenextraktanalysemethode, von der
Artikel 8 ausgeht, mit den Bestim­
mungen der Verordnung Nr.
1539/71 vereinbar ist, die diese Me­
thode ausschließen;

3. ob Artikel 2 der Verordnung vom 22.
Januar 1974 nicht der Verordnung
Nr. 1539/71 widerspricht"

7. Die Vorlageurteile sind am 7. Novem­
ber 1974 (Rechtssache 89/74) und am 11.
Februar 1975 (Rechtssachen 18 und
19/75) bei der Kanzlei des Gerichtshofes
eingetragen worden.

Herr Arnaud und Herr Gallet, vertreten
durch Rechtsanwalt J. Rozier, zugelassen
bei der Cour d'Appel Bordeaux, Herr
Raby, vertreten durch Rechtsanwalt J.
Froidefond, zugelassen in Libourne, der
Procureur Général bei der Cour d'Appel
Bordeaux, die französische Regierung, ver­
treten durch den Inspecteur général beim
Service de la répression des fraudes im
Ministerium für Landwirtschaft R. Pisani,
die Regierung der Italienischen Repu­
blik, vertreten durch den Botschafter A.
Maresca, Beistand: Vice avvocato dello
Stato J. M. Braguglia, und die Kommis­
sion, vertreten durch ihren Rechtsberater
G. Marenco, haben schriftliche Erklärun­
gen eingereicht.

Der Gerichtshof hat durch Beschluß vom
26. Februar 1975 auf Bericht des Be­

richterstatters nach Anhörung des Gene­
ralanwalts die Rechtssachen 18 und

19/75 zu gemeinsamer schriftlicher Ver­
handlung und durch Beschluß vom 28.
Mai 1975 alle drei Rechtssachen zu ge­
meinsamer mündlicher Verhandlung ver­
bunden.

Der Gerichtshof hat auf Bericht des Be­

richterstatters nach Anhörung des Gene­
ralanwalts beschlossen, von einer vorheri­
gen Beweisaufnahme abzusehen. Er hat
indessen die Parteien aufgefordert, wei-

tere Erklärungen darüber abzugeben, ob
es möglich ist, anhand des mit der densi­
metrischen Methode bestimmten Verhält­
nisses des Alkohols zum Trockenextrakt

das Verhältnis zu ermitteln, das sich bei
einer Anwendung der 100°-Methode er­
geben würde.

II — Beim Gerichtshof eingegan­
gene schriftliche Erklärun­
gen

1. Erklärungen der Herren Arnaud,
Raby und Gallet

Die Herren Arnaud, Raby und Gallet ver­
treten den Standpunkt, die Verordnun­
gen Nr. 816/70 und 817/70 ließen eine
Fortgeltung von Artikel 8 des Code du
Vin nicht an.

Artikel 25 der Verordnung Nr. 816/70
verbiete das Zusetzen von Alkohol zum
Wein und setze damit zweifellos das Ge­

setz vom 24. Juli 1894 außer Kraft, weil
jede Gemeinschaftsverordnung die Unan­
wendbarkeit entgegenstehender und so­
gar mit ihr übereinstimmender innerstaat­
licher Bestimmungen bewirke. Da die
Vermutung der Überalkoholisierung aber
gerade auf Grund dieses Gesetzes durch
das Dekret von 1898 eingeführt worden
sei, sei die Folge, daß auch dieses Dekret,
das in Artikel 8 des Code du Vin Ein­

gang gefunden habe, außer Kraft getreten
sei.

Unter Hinweis auf die Artikel der Verord­

nungen Nr. 816/70 und 817/70, die die
Chaptalisierung des Weins betreffen, so­
wie die Definitionen des „zur Gewin­
nung von Tafelwein geeigneten Weins",
des „Tafelweins" und des „Qualitätsweins
bestimmter Anbaugebiete" (Qualitätswein
b. A) machen sie geltend, die Ordnungs­
mäßigkeit der Chaptalisierung sei nicht
vom Ergebnis des Alkohol-Trockenex­
traktverhältnisses abhängig, denn in kei­
ner gemeinschaftsrechtlichen Bestim­
mung werde gesagt, daß ein Wein nicht
der Definition des „zur Gewinnung von
Tafelwein geeigneten Weins" entspreche,
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wenn das Verhältnis des Alkohols zum

Trockenextrakt bei Weißwein über 6,5
und bei Rotwein über 4,6 liege.

Die Vermutung der Überalkoholisierung
entpuppe sich als diskriminierende Maß­
nahme gegenüber den von ihr erfaßten
Weinen, falls sie allein bei diesen und
nicht bei den übrigen in der Gemein­
schaft hergestellten Weinen eingreife. Sie
berge die Gefahr in sich, daß im französi­
schen Hoheitsgebiet Weine als verfälscht
angesehen würden, die in anderen Mit­
gliedstaaten als handelsüblich gälten.

Sie schließen hieraus, die Vermutung
dürfe nicht — gestützt auf ein Dekret
von 1898 — allein in einem der Mitglied­
staaten angewandt werden, wenn sie
sonst in keinem dieser Staaten bekannt
sei.

Hinzuweisen sei in diesem Zusammen­

hang auf die Schwierigkeiten, die sich bei
einem Rückgriff auf die Vermutung ergä­
ben, wenn gegen die Anreicherung des
Weins rechtlich nichts einzuwenden sei

und vor allen Dingen wenn ein französi­
scher Wein mit dem Wein eines anderen

Anbaugebiets der Gemeinschaft ver­
mischt werde, der in rechtlich zulässiger
Weise chaptalisiert worden sei.

Darüber hinaus sei die französische Rege­
lung auf diesem Gebiet insbesondere we­
gen der Entwicklung neuer Verfahren zur
Weinbereitung sowie wegen der Unsi­
cherheit der mit der 100°-Trockenex­

traktmethode gewonnenen Ergebnisse
mehrfach Gegenstand der Kritik seitens
der önologischen Lehre gewesen. Die
französische Verwaltung sehe sich genö­
tigt, einen Spielraum bei den Höchstwer­
ten des Verhältnisses und sogar eine Ab­
änderung dieser Werte zuzugestehen. Bei­
spiele dafür seien der Runderlaß Nr. 424
vom 2. März 1965 und der Runderlaß

vom 25. März 1974 (der das Verhältnis
für Beaujolais-Weine des Jahrgangs 1973,
die in beschleunigten Verfahren herge­
stellt worden seien, aufgelockert habe).

Sie bemerken schließlich, die Lehre halte
eine Ersetzung der 100°-Methode durch

die densimetrische Methode für wün­
schenswert. Zudem habe das Internatio­
nale Übereinkommen von 1954 zur

Vereinheitlichung der Methoden zur Un­
tersuchung von Wein als Referenzme­
thode die 70°-Vakuum-Methode und als

gebräuchliche Methode die densimetri­
sche Methode vorgesehen und die
100° -Methode ausdrücklich der direkten

Messung des Extrakts zuckerhaltiger
Weine vorbehalten.

Zur zweiten Frage tragen die Herren Ar­
naud, Raby und Gallet vor, die Verord­
nung Nr. 1539/71 schließe die Anwen­
dung der 100°-Methode aus und schreibe
stattdessen die densimetrische Methode

vor. Die Frage sei daher zu verneinen,
zumal die Ergebnisse der einen Methode
nicht mit denen der anderen zu verglei­
chen seien. Es handele sich um zwei voll­
kommen verschiedene Methoden. Es sei

nicht möglich, anhand des Ergebnisses
der einen Methode das Ergebnis der ande­
ren zu ermitteln. Es gebe weder einen
Berichtigungskoeffizienten noch eine
Tabelle, die es ermögliche, vom einen
Ergebnis zum anderen zu gelangen. Im
übrigen seien die mit der 100°-Methode
erzielten Ergebnisse aus mancherlei
Gründen nicht zuverlässig. Die densime­
trische Methode sei sicherer und zuverläs­

siger.

Zur dritten Frage machen sie geltend,
Artikel 2 der Verordnung vom 22. Januar
1974 verstoße gegen die Verordnung Nr.
1539/71, denn er ziele darauf ab, eine
abgeschaffte Analysemethode zu neuem
Leben zu erwecken.

2. Erklärungen des Procureur Général
bei der Cour d'Appel Bordeaux

Der Procureur Général untersucht die

einschlägige französische Regelung und
erklärt, alle diese Vorschriften deuteten
auf den offenkundigen Willen des Land­
wirtschaftsministers hin, an der Vermu­
tung der Überalkoholisierung auf der
Grundlage der 100°-Methode zur Bestim­
mung des Trockenextrakts festzuhalten.

1029



URTEIL VOM 30. 9. 1975 — VERBUNDENE RECHTSSACHEN 89/74, 18 UND 19/75

Dies sei nach seiner Auffassung ganz im
Sinne der Verordnungen Nr. 816/70 und
817/70, die den Mitgliedstaaten die Ver­
pflichtung auferlegten, Weinerzeugnisse
zu kontrollieren. Daher könne man sich

schlecht vorstellen, daß mit diesen Ver­
ordnungen den Staaten die Möglichkeit
habe abgeschnitten werden sollen, eine
derartige Kontrolle wirksam auszuüben.
Die Bestimmung des Alkohol-Trockenex­
traktverhältnisses stelle im übrigen für
die Kontrolldienste das einzige Mittel
dar, um auf Überalkoholisierung zurück­
zuführende Verfälschungen bei Import­
weinen festzustellen.

Außerdem sei die Verordnung Nr.
1539/71 zur Durchführung von Artikel
20 und 39 der Verordnung Nr. 816/70
und von Artikel 11 Absatz 4 der Verord­

nung Nr. 817/70 erlassen worden. Alle
diese Artikel dienten der Identifizierung
von Tafelweinen und Qualitätsweinen
b. A., und die Verordnung Nr. 1539/71
bezwecke nur, die Analysemethoden zu
bestimmen, welche den Nachweis dieser
Identität ermöglichten.

Er fügt hinzu, es sei nicht möglich, an­
hand des Verhältnisses des Alkohols zum
densimetrisch ermittelten Trockenextrakt
mit hinreichender Treffsicherheit das Ver­
hältnis des Alkohols zu dem bei 100°

gemessenen Trockenextrakt zu ermitteln.
Denn die beiden Techniken gingen von
ihren Ansätzen und ihren Ergebnissen
her weit auseinander. Feste Bezugsgrößen
zwischen diesen beiden Bestimmungsar­
ten könne es nicht geben.

3. Erklärungen der französischen Regie­
rung

Die französische Regierung bemerkt zu­
nächst, das „Verhältnis des Alkoholge­
wichts zum reduzierten Extrakt" stelle

keine weinanalytische Größe dar, son­
dern drücke eine önologische Regel aus,
deren Ergebnis es ermögliche, im jeweili­
gen Fall durch einen Vergleich mit erfah­
rungsgemäß unveränderlichen Werten
eine Uberalkoholisierung festzustellen.

Es liege auf der Hand, daß man bei der
Anwendung einer solchen Regel auf die
ausdrücklich vorausgesetzten Elemente
in den festgelegten Mengen zurückgrei­
fen müsse.

Was den Trockenextrakt angehe, müsse
Verwechslungen vorgebeugt werden, die
sich daraus ergeben könnten, daß ähn­
liche Bezeichnungen für ganz verschie­
denartige Summen von Bestandteilen ver­
wendet würden. Bevor mit Verordnung
vom 24. Juni 1963 der Gesamttrockenex­
trakt definiert worden sei, habe die fran­
zösische Regelung nur den bei 100° be­
stimmten Trockenextrakt gekannt. Die­
ser Extrakt unterscheide sich insofern

vom Gesamttrockenextrakt, als gewisse
trockene Substanzen durch Kochen bei
100° verbrennten. Dieser Trockenextrakt

werde im allgemeinen „100°-Trockenex­
trakt" genannt. Er entspreche in gewissen
Fällen (nicht mehr als 1 Gramm Zucker
pro Liter und Fehlen von Kaliumsulfat)
dem in Artikel 8 des Code du Vin er­

wähnten reduzierten Extrakt, könne aber
keinesfalls als Gesamttrockenextrakt ange­
sehen werden.

Die Analytiker seien sich im übrigen
darin einig, daß es nicht möglich sei,
einen Umrechnungskoeffizienten zu fin­
den, der einen Übergang vom Gesamt­
trockenextrakt zum Trockenextrakt ge­
statte. Bei der Ermüdung des Trockenex­
trakts bei 100° gemäß der französischen
Konzeption werde der größte Teil der
Dextrane und Pektinderivate sowie ein

Teil des Glycerins nicht berücksichtigt.
Daher sei bei demselben Wein die Zahl,
die den Wert des mit der Methode bei

100° gewonnenen Extrakts ausdrücke,
niedriger als die, welche durch die densi­
metrische Methode ermittelt werde. Ge­

rade die große Veränderlichkeit in den
Mengenverhältnissen der Substanzen der
erwähnten Art bei den verschiedenen

Weinen mache aber eine Umrechnung
der Ergebnisse einer Methode in die der
anderen praktisch unmöglich.

Es gebe keine gemeinschaftsrechtliche
Vorschrift, welche die Methode zur Be-
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stimmungen des Trockenextrakts oder
des reduzierten Extrakts definiere. Mithin

könne eine innerstaatliche Bestimmung,
die mit einer Gemeinschaftsnorm weder

konkurriere noch in Widerspruch stehe,
nicht als unanwendbar betrachtet wer­
den.

Zu den beiden anderen Fragen trägt die
französische Regierung vor, die Bejahung
der Fortgeltung von Artikel 8 des Code
du Vin habe zwangsläufig das gleiche Er­
gebnis für Artikel 2 der Verordnung vom
22. Januar 1974 zur Folge.

In erster Linie sei hervorzuheben, daß
auf dem Gebiet der Betrugs- und Fäl­
schungsfahndung keine gemeinschafts­
rechtliche Bestimmung ergangen sei, ab­
gesehen davon, daß den Mitgliedstaaten
aufgegeben worden sei, alle Maßnahmen
zur Einhaltung der gemeinschaftrechtli­
chen Regeln zu ergreifen. In diesem Zu­
sammenhang sei namentlich Artikel 39 a
der Verordnung Nr. 816/70 — eingefügt
durch die Verordnung Nr. 2680/72 des
Rates vom 12. Dezember 1972 (ABl.
L 289, S. 1) — zu erwähnen, der festlege,
daß die Mitgliedstaaten alle zweckdienli­
chen Vorkehrungen treffen, um für die
Einhaltung der Bestimmungen der Ver­
ordnung zu sorgen.

Was die Vorschriften der Verordnung Nr.
1539/71 anlangt, sei in der Überschrift
der Verordnung nur allgemein von „Ana­
lysemethoden" die Rede; die Verordnung
erfasse daher nicht sämtliche Analyseme­
thoden. Es sei davon auszugehen, daß
sich die Verordnung Nr. 1539/71 inhalt­
lich auf die Identifizierung und Charakte­
risierung der Weine beschränke unter
Ausschluß jeglicher Kontrollmaßnahmen
auf dem Gebiet der Betrugs- und Fäl­
schungsvergehen. Deshalb bestehe zwi­
schen den Vorschriften der Verordnung
vom 19. April 1898 (Artikel 8 des Code
du Vin) und dem Gemeinschaftsrecht of­
fensichtlich weder ein Widerspruch noch
eine Konkurrenz. Es sei paradox, wenn
den Mitgliedstaaten auferlegt werde, die
zur Anwendung der Verordnungen erfor­
derlichen Kontrollmaßnahmen zu tref-

fen, und ihnen zugleich die Mittel zur
Ausübung dieser Kontrollen aus der
Hand geschlagen würden.

4. Erklärungen der Regierung der Italie­
nischen Republik

Nach Untersuchung der in Rede stehen­
den französischen Regelung erklärt die
italienische Regierung, die Vermutung
der Überalkoholisierung spiele eine Rolle
bei der Überprüfung eines Weines auf
das Vorliegen gewisser wesensnotwendi­
ger Eigenschaften. Sie habe daher nichts
mit der Bestimmung dieser Eigenschaf­
ten zu tun, sondern mit der Kontrolle ih­
res Vorhandenseins.

Bei einer Prüfung der gemeinschaftsrecht­
lichen Bestimmungen erweise sich, daß
die Aufgabe, das Vorliegen der wesendi­
chen Eigenschaften des Weins zu kontrol­
lieren, mit einigen Ausnahmen den Mit­
gliedstaaten überlassen sei. In diesem
Zusammenhang sei auf Artikel 39 a der
Verordnung Nr. 816/70 und Artikel 9
der Verordnung Nr. 1594/70 (ABl. L 173,
S. 23) hinzuweisen.

Da es demnach den Mitgliedstaaten frei­
stehe, Kontrollmaßnahmen zu ergreifen,
um die Einhaltung der Gemeinschaftsre­
geln zu gewährleisten, sei in den Fällen,
in denen der innerstaatliche Richter die

Vermutung der Überalkoholisierung für
eine solche Kontrollmaßnahme halte,
deren Aufrechterhaltung mit der Rechts­
ordnung der Gemeinschaft vereinbar.

Die Antwort auf die zweite Frage sei der
Verordnung Nr. 1539/71 zu entnehmen,
welche die gemeinsamen Analysemetho­
den für den Weinsektor bestimmt

Einige der Motive, die der Verordnung
zugrunde lägen, vornehmlich die dritte
Begründungserwägung („Diese Methoden
müssen demnach für alle Handelsge­
schäfte und Kontrolloperationen obligato­
risch sein") nötigten zu der Annahme,
daß die Verordnung auch für Analyseme­
thoden gelte, die zur Kontrolle derjeni­
gen wesentlichen Eigenschaften erforder­
lich seien, welche die gemeinschaftsrecht-
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liche Regelung für das betreffende Er­
zeugnis verlange. Diese Annahme werde
durch den Wortlaut des Artikels 1 dieser

Verordnung erhärtet, zumal die Verord­
nung Nr. 816/70 in Artikel 39 a den Mit­
gliedstaaten vorschreibe, alle zweckdienli­
chen Vorkehrungen zu treffen, um für
die Einhaltung der gemeinschaftsrechtli­
chen Bestimmungen zu sorgen. Bei ande­
rer Auffassung sei im übrigen die Zielset­
zung der gemeinsamen Marktorganisa­
tion gefährdet, da dann ein Erzeugnis,
das in einem bestimmten Land auf

Grund einer bestimmten Analyseme­
thode als Tafelwein angesehen werde, der
die vorgeschriebenen Bedingungen er­
fülle, in einem anderen Land, das eine
andere Analysemethode für verbindlich
erklärt habe, möglicherweise nicht als
Tafelwein anerkannt werde.

Aus dem Umstand, daß von den gemein­
schaftsrechtlichen Analysemethoden eine
— nämlich die densimetrische — die

gleiche Kontrolle bezwecke wie die inner­
staatliche Trockenextraktmethode bei

100°, sei zu schließen, daß die gemein­
schaftsrechtliche Analysemethode anzu­
wenden sei.

5. Erklärungen der Kommission

Mit dem Hinweis darauf, daß der Ge­
richtshof im Verfahren nach Artikel 177

EWG-Vertrag nur zur Auslegung des
Gemeinschaftsrechts befugt sei, und un­
ter Berücksichtigung der Tatsache, daß
die zweite und die dritte Frage ein und
dasselbe Problem bezüglich der Ausle­
gung des Gemeinschaftsrechts aufwerfen,
äußert die Kommission die Auffassung,
die Fragen müßten wie folgt formuliert
werden:

„1. Gestatten die Verordnungen Nr.
816/70 und 817/70 sowie die zu ih­
rer Durchführung erlassenen Verord­
nungen den Mitgliedstaaten, auf eine
Vermutung der Überalkoholisierung
von Weinen zurückzugreifen, die auf
dem Verhältnis Alkohol/reduzierter
Extrakt beruht?

2. Bejahendenfalls: Gestattet die Verord­
nung Nr. 1539/71 den Mitgliedstaa-

ten, die 100°-Analysemethode für
die Ermittlung des Verhältnisses Al­
kohol/reduzierter Extrakt erforder­

liche Bestimmung des Trockenex­
trakts vorzuschreiben?"

Nach Auffassung der Kommission stellt
sich mit der ersten Frage das Problem,
inwieweit die Mitgliedstaaten zur Anwen­
dung innerstaatlicher Vorschriften befugt
sind, um die Einhaltung der gemein­
schaftsrechtlichen Bestimmungen über
önologische Verfahren zu kontrollieren
und durch Sanktionen zu sichern.

Ihre Schlußfolgerung lautet, die Mitglied­
staaten könnten nicht nur, sondern müß­
ten sogar alle zweckdienlichen Vorkeh­
rungen treffen, damit die gemeinschafts­
rechtlichen Bestimmungen eingehalten
werden. Sie verweist insoweit vor allem

auf Artikel 9 der Verordnung Nr.
1594/70, aber auch auf Artikel 39a der
Verordnung Nr. 816/70 und Artikel 13
der Verordnung Nr. 817/70. Sie bemerkt,
die bis jetzt erlassenen gemeinschafts­
rechtlichen Vorschriften zur Harmonisie­

rung der Kontrollmaßnahmen stellten
keine erschöpfende Regelung dar, und
keine Bestimmung des Gemeinschafts­
rechts stehe einer Anwendung der auf
dem Alkohol-Trockenextraktverhältnis

beruhenden Vermutung der Überalkoholi­
sierung entgegen.

Indessen sei das Vorgehen der Mitglied­
staaten durch das Verbot eingeschränkt,
Maßnahmen zu ergreifen, die in ihrer
Wirkung mengenmäßigen Einfuhrbe­
schränkungen gleichkämen. Um eine
solche Maßnahme handele es sich, wenn
ein Mitgliedstaat die Erzeugnisse aus an­
deren Mitgliedstaaten strenger kontrol­
liere als die eigene Produktion.

Gegen diese Schlußfolgerung könne
nicht eingewandt werden, die besagte
Vermutung laufe darauf hinaus, die ge­
meinschaftsrechtliche Regelung über die
Anreicherung des Weins durch eine
bloße Übereinstimmung der Ergebnisse
der chemischen Analyse mit den in den
innerstaatlichen Rechtsvorschriften vorge-
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sehenen Werten zu ersetzen. Dieser Ein­

wand wäre nur dann begründet, wenn es
sich um eine unwiderlegbare Vermutung
handelte. Sei es aber weitgehend mög­
lich, den Beweis des Gegenteils zu erbrin­
gen, so sei die fragliche Vermutung als
ein echtes Kontrollmittel anzusehen.

Darüber hinaus sei zwischen der theoreti­

schen Frage nach der Zulässigkeit des
Rückgriffs auf die umstrittene Vermu­
tung und der Frage zu unterscheiden, ob
im konkreten Fall die Werte, die der
Vermutung zugrunde lägen, korrekt fest­
gesetzt seien. Würden zum Beispiel
Werte festgesetzt, die zwar für alle Weine
der Gemeinschaft gälten, an die aber nur
bei Weinen aus anderen Mitgliedstaaten
und nicht auch bei inländischen Weinen

strafrechtliche Folgen geknüpft wären, so
läge darin eine Maßnahme gleicher Wir­
kung wie eine mengenmäßige Einfuhrbe­
schränkung. Sie könne sich zwar im vor­
liegenden Verfahren unmöglich dazu
äußern, ob die nach französischem Recht
maßgeblichen Werte für alle Weine der
Gemeinschaft angemessen seien. Nichts
zwinge aber dazu, von vornherein anzu­
nehmen, daß Weine aus anderen Mit­
gliedstaaten auf Grund dieser Werte straf­
rechtlichen Sanktionen ausgesetzt seien.

Anschließend weist die Kommission

einen weiteren möglichen Einwand ge­
gen die dargelegte Schlußfolgerung zu­
rück. Die Vermutung der Überalkoholisie­
rung lasse die legalen Möglichkeiten der
Weinanreicherung unberührt, denn es
genügten einfache Rechenoperationen,
mit denen der Betroffene gegebenenfalls
das Vorliegen einer zulässigen Anreiche­
rung nachweisen könne.

Die derogierende Wirkung des Gemein­
schaftsrechts bestehe im wesentlichen
darin, daß innerstaatliche Rechtsvorschrif­
ten insoweit unanwendbar würden, als
ihr Inhalt den Vorschriften des Gemein­

schaftsrechts entgegenstehe. Ein Mitglied­
staat könne allerdings — und müsse mit­
unter — auch weiter gehen und die in­
nerstaatlichen Vorschriften förmlich auf­

heben. Eine derartige förmliche Aufhe-

bung sei dann aber ein Akt des betreffen­
den Mitgliedstaats. Im vorliegenden Fall
schließe zwar Artikel 25 der Verordnung
Nr. 816/70 nach seinem Inhalt die An­

wendbarkeit einer Bestimmung in einem
Mitgliedstaat aus, die inhaltlich mit Arti­
kel 2 des Gesetzes vom 24. Juli 1894
übereinstimme. Der Artikel habe aber

keinerlei Auswirkungen auf die Vermu­
tung der Überalkoholisierung, es sei
denn, es werde dargetan, daß sich die bei­
den Vorschriften widersprächen.

Zur zweiten Frage erklärt die Kommis­
sion zunächst, die Antwort könne nur
dann lauten, die 100°-Methode müsse
durch das densimetrische Verfahren er­
setzt werden, wenn die Werte des Alko­
hol-Trockenextraktverhältnisses einer

Korrektur bedürften. Es gebe jedoch
keine Umrechnungsformeln für die
Werte des mit Hilfe der verschiedenen

Methoden gewonnenen Extrakts. Die öno­
logische Wissenschaft scheine im übri­
gen auch noch nicht geklärt zu haben,
wie sich anhand des mit der densimetri­

schen Methode gewonnenen Extrakts das
Verhältnis Alkohol/Extrakt ermitteln
lasse. Eine solche Antwort habe daher
zur Folge, daß die Arbeit der Fahndungs­
dienste erschwert werde.

Der Verordnungsgeber der Gemeinschaft
habe mit dem Erlaß der Verordnung Nr.
1539/71 in erster Linie bezweckt, die
Analysemethoden zur Bestimmung derje­
nigen Weinbestandteile zu umschreiben,
die in der Gemeinschaftsregelung aus­
drücklich erwähnt seien.

Darüber hinaus aber beinhalte die Verord­

nung noch mehr. Sie bestimme nämlich
die Analysemethode „für die Durchfüh­
rung der Verordnungen (EWG) Nr.
816/70 und 817/70". Um zu dem Schluß

gelangen zu können, die Verordnung Nr.
1539/71 sei unanwendbar auf Kontroll­
maßnahmen, die im Ermessen der Mit­
gliedstaaten lägen, müsse der Satzteil „für
die Durchführung der Verordnungen Nr.
816/70 und 817/70" dahin ausgelegt wer­
den, daß er nur auf die Fälle abstelle, in
denen die Bestandteile, für welche eine
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Analysemethode festgelegt werde, in den
beiden Verordnungen ausdrücklich ge­
nannt seien. Eine solche einschränkende

Auslegung, die sich schon allgemein
schwer begründen lasse, sei um so weni­
ger gerechtfertigt, als die innerstaatlichen

Kontrollmaßnahmen gemäß Artikel 39 a
der Verordnung Nr. 816/70 und Artikel
9 der Verordnung Nr. 1594/70 ausdrück­
lich in den Anwendungsbereich der Ver­
ordnungen Nr. 816/70 und 817/70 fie­
len.

Die einschränkende Auslegung lasse sich
auch nicht leichter anhand der in der

Präambel der Verordnung Nr. 1539/71
wiedergegebenen Motive begründen. In
diesem Zusammenhang sei namentlich
auf die dritte Begründungserwägung
hinzuweisen. Die ausdrücklich als Rechts­

grundlage der Verordnung genannten Ar­
tikel sprächen zwar für die restriktive
Auslegung. Diesem Umstand könne aber
nicht mehr Gewicht beigemessen werden
als dem eindeutigen Wortlaut der Verord­
nungsvorschriften und der Motive.

Auf Grund dieser Überlegungen vertritt
die Kommission die Auffassung, daß die
zweite Frage der Cour d'Appel Bordeaux
zu verneinen sei.

Die Herren Arnaud, Raby und Gallet, ver­
treten durch Rechtsanwalt J. Rozier, die
französische Regierung; vertreten durch
den Inspecteur principal beim Service de
la répression des fraudes (Fahndungs­
dienst) R. Tinlot, und die Kommission,
vertreten durch ihren Rechtsberater G.

Marenco, haben in der öffentlichen Sit­
zung vom 11. Juni 1975 mündliche Er­
klärungen abgegeben.

In dieser Sitzung haben die Parteien die
nachstehend zusammengefaßten neuen
Sach- und Rechtsausführungen gemacht:

Die französische Regierung meint, die
Verordnung Nr. 1539/71 könne sich
nicht auf Untersuchungsmethoden im
Rahmen der Bekämpfung von Betrüge­
reien und Fälschungen erstrecken. Solche
Methoden gebe es auf internationaler

Ebene nicht, da das Internationale Wein­
amt lediglich Analysemethoden für die
Bestimmung der Weinbestandteile ent­
wickelt habe.

Die französische Regierung stellt im übri­
gen in Abrede, daß die an die Vermu­
tung geknüpfte Regelung obsolet gewor­
den sei. Von 1965 bis 1974 seien 54 Ak­

ten wegen Zuwiderhandlungen gegen das
Verbot der Überalkoholisierung an die
Gerichte weitergeleitet worden; 45 dieser
Verfahren hätten französische Weine, 8
italienische Weine und eines spanischen
Wein betroffen. 18 der 54 Verfahren

seien vor 1970 anhängig gemacht wor­
den.

Die Herren Arnaud, Raby und Gallet
betonen vor allem, die auf die Vermu­
tung gegründete Regel wirke bis in die
Struktur des Erzeugnisses hinein. Sie sei
daher nicht einfach eine Kontrollmaß­

nahme; vielmehr gebe sie die Definition
eines neuen zusätzlichen Merkmals, um
das die gemeinschaftsrechtliche Rege­
lung erweitert werde. Sie weisen auf die
Schwierigkeiten hin, die sich für die Be­
troffenen aus der Notwendigkeit ergäben,
den Beweis des Gegenteils zu erbringen,
und erklären, es sei für Weinhändler und
insbesondere Weinimporteure zuweilen
sogar unmöglich, diesen Beweis zu füh­
ren.

Die Kommission macht geltend, die
100°-Methode sei nicht die einzige Me­
thode, mit der ein für die Überalkoholi­
sierung charakteristisches Verhältnis
nachgewiesen werden könne. In Frank­
reich werde das Verhältnis gegenwärtig
zwar auf der Grundlage der 100°-Me­
thode ermittelt. Außerdem lasse sich zur
Zeit das Verhältnis des Alkohols zum
Trockenextrakt nicht anhand einer ande­
ren Methode ermitteln. Sicherlich sei es

aber möglich, mit Hilfe von ausschließ­
lich auf der Grundlage der densimetri­
schen Methode durchgeführten Versu­
chen eine neue Formel für das Verhältnis
des Alkohols zum Trockenextrakt zu fin­
den.
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Die französische Regierung erwidert, es
sei unter Umständen möglich, eine neue
Vermutung aufzustellen, der das Verhält­
nis des Alkohols zum reduzierten Ge­

samttrockenextrakt zugrunde liege, bei
der aber der Gesamttrockenextrakt durch

Dichtemessung berechnet und die Reduk­
tion auf der Grundlage des so errechne­
ten Gesamttrockenextrakts vorgenom-

men werde. Die Aufstellung einer derarti­
gen Regel erfordere jedoch viel Zeit und
Mühe. Es bedürfe jedenfalls mehrerer
Jahre, um ausreichende Erfahrungen zu
sammeln.

Der Generalanwalt hat seine Schlußan­

träge in der Sitzung vom 8. Juli 1975 vor­
getragen.

Entscheidungsgründe

1 Die Cour d'Appel Bordeaux hat mit Urteilen vom 22. Mai 1974, beim Ge­
richtshof eingegangen am 7. November 1974 (Rechtssache 89/74) und am
11. Februar 1975 (Rechtssachen 18 und 19/75), gemäß Artikel 177 EWG-Ver­
trag einige Fragen nach der Auslegung der Verordnungen Nr. 816/70 und
817/70 des Rates vom 28. April 1970 zur Festlegung ergänzender Vorschriften
für die gemeinsame Marktorganisation für Wein (ABl. L 99, S. 1) und zur Fest­
legung besonderer Vorschriften für Qualitätsweine bestimmter Anbaugebiete
(ABl. L 99, S. 20) sowie der Verordnung Nr. 1539/71 der Kommission vom
19. Juli 1971 zur Bestimmung gemeinsamer Analysemethoden für den Wein­
sektor (ABl. L 163, S. 41) vorgelegt.

2 Da die drei Rechtssachen den gleichen Gegenstand betreffen, sind sie zu ge­
meinsamer Entscheidung zu verbinden.

3/4 Den Vorlageurteilen ist zu entnehmen, daß die Fragen im Zusammenhang
mit Strafverfahren gestellt werden, die gegen französische Winzer namentlich
wegen unerlaubter Anreicherung von Rotwein eingeleitet wurden. Die Straf­
verfolgung beruht auf Artikel 8 des Code du Vin, wonach in Anknüpfung an
die Bestimmungen des Dekrets vom 19. April 1898 eine Überalkoholisierung
vermutet wird, wenn das Verhältnis des Alkohols zum reduzierten Extrakt bei
Rotwein über 4,6 und bei Weißwein über 6,5 liegt, vorbehaltlich gewisser Be­
richtigungen, mit denen besonderen Weinbereitungsarten Rechnung getragen
wird.

5 Im wesentlichen geht die Frage der Cour d'Appel Bordeaux dahin, ob die
Gemeinschaftsregelung auf dem Weinsektor den Mitgliedstaaten gestattet,
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sich einer gesetzlichen Vermutung der Überalkoholisierung nach dem Bei­
spiel des Artikels 8 des französischen Code du Vin zu bedienen.

β/β Gemäß der Verordnung Nr. 816/70 sind gewisse Verfahren, wie etwa die Erhö­
hung des Alkoholgehalts durch Weinaufbereitung, die Säuerung, die Entsäue­
rung sowie die Süßung nur unter den in Artikel 18 bis 21 festgelegten Bedin­
gungen zulässig, während Artikel 25 den Zusatz von Alkohol zum Wein un­
tersagt. Laut Artikel 39 a der Verordnung Nr. 816/70, der auf Grund des Arti­
kels 12 der Verordnung Nr. 2680/72 des Rates vom 12. Dezember 1972 einge­
fügt wurde, treffen die Mitgliedstaaten alle zweckdienlichen Vorkehrungen,
um für die Einhaltung der Bestimmungen der Verordnung zu sorgen. Durch
diese Vorschrift wird übrigens Artikel 9 der Verordnung Nr. 1594/70 der
Kommission vom 5. August 1970 bekräftigt und verallgemeinert, dem zufolge
bis zur Verabschiedung gemeinsamer Bestimmungen auf diesem Gebiet die
Mitgliedstaaten jede geeignete Maßnahme ergreifen, um die Einhaltung der
Bestimmungen über die Anreicherung, die Säuerung und die Entsäuerung zu
gewährleisten.

9/12 Daraus folgt, daß es den Mitgliedstaaten obliegt, wirksame Kontrollmaßnah­
men zu ergreifen, wobei es ihnen allerdings in den durch sonstige Regeln des
Gemeinschaftsrechts gezogenen Grenzen freisteht, die Methoden zu wählen,
die sie insoweit für geeignet halten. Wenn daher ein Mitgliedstaat eine gesetz­
liche Vermutung der Überalkoholisierung zur Aufdeckung unerlaubter An­
reicherungsverfahren einführt oder beibehält, die — wie die des Artikels 8 des
Code du Vin — auf dem Verhältnis des Alkohols zum Trockenextrakt beruht,
dann fragt es sich, ob eine derartige Bestimmung als eine in den nationalen
Zuständigkeitsbereich fallende Kontrollmaßnahme oder als eine analytische
Norm anzusehen ist, die möglicherweise mit der einschlägigen Gemein­
schaftsregelung unvereinbar ist. Eine solche gesetzliche Vermutung ist als
Kontrollinstrument und nicht als analytische Norm zu berurteilen, sofern sie
nicht unwiderleglich ist, sondern entkräftet werden kann. Das heißt, daß
beim gegenwärtigen Stand der Gemeinschaftsregelung ein Mitgliedstaat grund­
sätzlich zu Kontrollzwecken eine gesetzliche Vermutung verwenden darf, um
Fälle der Überalkoholisierung aufzudecken.

n/16 Die gesetzliche Vermutung der Überalkoholisierung als nationales Kontrollin­
strument wäre indessen unzulässig, falls der Rückgriff auf sie Weine aus ande­
ren Mitgliedstaaten zu benachteiligen geeignet wäre und somit eine durch Ar­
tikel 30 EWG-Vertrag und Artikel 31 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung
Nr. 816/70 verbotene Maßnahme gleicher Wirkung wie eine mengenmäßige
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Beschränkung darstellen würde. Dies wäre beispielsweise dann der Fall, wenn
für Weine aus einem anderen Mitgliedstaat nicht im gleichen Maße und un­
ter den gleichen Bedingungen wie für einheimische Weine die rechtliche
und tatsächliche Möglichkeit eröffnet würde, die Vermutung zu widerlegen.
Das gleiche müßte gelten, wenn die Gesetzesbestimmung so angewandt
würde, daß sie auch in besonders gelagerten Einzelfällen eine schlichte Um­
kehr der Beweislast bewirkte, ohne Rücksicht darauf, daß gewisse Fakten, wie
die klimatischen Verhältnisse im Herstellungsgebiet, die Weinbereitungsart
und andere, das Verhältnis des Alkohols zum Trockenextrakt beeinflussende
allgemeine Umstände, ausreichen können, um die Vermutung der Überalko­
holisierung zu entkräften. Ob dies zutrifft, hat in erster Linie der innerstaat­
liche Richter festzustellen.

17 Ferner ist zu prüfen, ob die Gemeinschaftsvorschriften über die Methoden der
Weinanalyse entgegenstehen, wenn sich ein Mitgliedstaat eines Kontrollinstru­
ments bedient, dessen Ansatzpunkt darin liegt, daß in sämtlichen Fällen, in
denen das Verhältnis des Alkohols zum Trockenextrakt bestimmte Grenz­

werte übersteigt, eine Überalkoholisierung vermutet wird.

18/19 Laut Artikel 1 der am 1. September 1971 in Kraft getretenen Verordnung Nr.
1539/71 der Kommission vom 19. Juli 1971 zur Bestimmung gemeinsamer
Analysemethoden für den Weinsektor sind die Analysemethoden „für die
Durchführung der Verordnungen (EWG) Nr. 816/70 und 817/70" im Anhang
der Verordnung angegeben. Nummer 3 des Anhangs bestimmt: „Der Gesamt­
trockenextrakt wird indirekt aus der Dichte des Destillationsrückstands von

der Alkoholbestimmung berechnet."

20/23 Um entscheiden zu können, ob diese Analysemethode vorgeschrieben ist,
muß daher zunächst geklärt werden, ob die fragliche innerstaatliche Kontroll­
maßnahme von der Verordnung Nr. 816/70 oder gegebenenfalls der Verord­
nung Nr. 817/70 über Qualitätsweine bestimmter Anbaugebiete erfaßt wird,
die allerdings keine Sondervorschriften enthält, welche den Zusatz von Alko­
hol zum Wein verbieten. Hierzu ist zu bemerken, daß die Verordnung Nr.
816/70 den Mitgliedstaaten zwar die Auswahl geeigneter Kontrollmaßnahmen
überläßt, ihnen aber nichtsdestoweniger zur Pflicht macht, die Einhaltung der
Bestimmungen über önologische Verfahren einschließlich des Verbotes der
Alkoholzugabe zum Wein zu überwachen. So jedenfalls ist die Rechtslage, seit
durch die am 1. Januar 1973 in Kraft getretene Verordnung Nr. 2680/72 vom
12. Dezember 1972 der neue Artikel 39 a in die Verordnung Nr. 816/70 ein­
gefügt wurde, in dem es heißt: „Die Mitgliedstaaten treffen alle zweckdienli-
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chen Vorkehrungen, um für die Einhaltung der Bestimmungen dieser Verord­
nung zu sorgen." Daraus folgt, daß eine innerstaatliche Kontrollmaßnahme
zur Aufdeckung von Fällen des gemeinschaftsverbotswidrigen Zusatzes von
Alkohol zum Wein in den Anwendungsbereich der Verordnung Nr. 816/70
und demgemäß auch der Verordnung Nr. 1539/71 über die Analysemethoden
fällt.

24/28 Für die Beantwortung der gestellten Frage ist jedoch noch zu ermitteln, ob
sich eine auf dem Verhältnis des Alkohols zum Trockenextrakt beruhende

gesetzliche Vermutung in der Praxis handhaben läßt, wenn der Gesamttrok­
kenextrakt ausschließlich nach der gemäß Verordnung Nr. 1539/71 vorge­
schriebenen densimetrischen Methode zu bestimmen ist. Die in Rede ste­

hende Vermutung basiert auf der önologischen Erfahrungsregel, daß das Ge­
wicht des im Wein enthaltenen Alkohols bei natürlicher Gärung ein bestimm­
tes Verhältnis zu dem im Wein befindlichen reduzierten Trockenextrakt auf­

weist Der Begriff des reduzierten Trockenextrakts, der in diesem Zusammen­
hang eine Rolle spielt, unterscheidet sich von dem in der Gemeinschaftsrege­
lung verwandten Begriff des Gesamttrockenextrakts offenbar nicht nur des­
halb, weil gewisse Substanzen ausgeschieden werden, sondern auch weil er die
Anwendung der sogenannten 100° -Methode für die Extraktion der Trocken­
substanzen des Weins voraussetzt. Denn der reduzierte Trockenextrakt läßt

sich offenbar nicht anhand einer anderen Analysemethode, etwa der densime­
trischen, berechnen; auch lehrt die Erfahrung, daß es keine Koeffizienten
gibt, die es ermöglichen, aus den mit Hilfe anderer Methoden erzielten Wer­
ten des Trockenextrakts die Werte zu errechnen, die sich bei Anwendung der
100°-Methode ergäben. Bisher ist trotz der Kritik, die an dieser Methode in
wissenschaftlichen und berufsständischen Kreisen geübt wurde, zur Begrün­
dung der gesetzlichen Vermutung der Überalkoholisierung noch keine Ersatz­
methode gefunden worden.

29 Aus allem folgt, daß die 100°-Methode zwar nur mit Vorsicht angewandt wer­
den kann, daß aber die Vermutung praktisch entwertet würde, wenn anstelle
dieser Methode die densimetrische Methode vorgeschrieben wäre.

30/32 Die Anwendung der in der Gemeinschaftsverordnung vorgesehenen densime­
trischen Methode ist kein Selbstzweck, sondern ein Mittel, um die Einhaltung
der Gemeinschaftsnormen über önologische Verfahren und die Weinqualität
zu gewährleisten. Daher widerspräche es in Ermangelung gemeinschaftlicher
Kontrollmaßnahmen den mit der einschlägigen Gemeinschaftsregelung ver­
folgten Zielen, die Anwendung dieser Methode zu verlangen, selbst wenn da-
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durch die zur Zeit für die Aufdeckung der Überalkoholisierung als einzig ge­
eignet bekannte Kontrollmaßnahme ihrer Wirksamkeit beraubt wird. Bis zur
Entwicklung geeigneterer Methoden verwehrt es demnach die Gemeinschafts­
regelung auf dem Weinsektor den Mitgliedstaaten nicht, sich der 100°-Me­
thode zu bedienen, um als Ausgangspunkt für die auf dem Verhältnis des Al­
kohols zum Trockenextrakt beruhende gesetzliche Vermutung der Überalko­
holisierung den Trockenextrakt des Weins zu bestimmen.

Kosten

33/34 Die Auslagen der französischen Regierung, der Regierung der Italienischen
Republik und der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, die vor
dem Gerichtshof Erklärungen abgegeben haben, sind nicht erstattungsfähig.
Für die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren vor dem Gerichts­
hof ein Zwischenstreit in dem vor dem innerstaatlichen Gericht anhängigen
Rechtsstreit. Die Kostenentscheidung obliegt daher diesem Gericht.

Aus diesen Gründen

hat

DER GERICHTSHOF

auf die ihm von der Cour d'Appel Bordeaux gemäß deren Urteilen vom
22. Mai 1974 vorgelegten Fragen für Recht erkannt:

Die Verordnungen Nr. 816/70, 817/70 und 1539/71 sind wie folgt
auszulegen:

Beim gegenwärtigen Stand des Gemeinschaftsrechts darf sich ein
Mitgliedstaat in Anknüpfung an das Verhältnis des Alkohols zu
dem nach der 100° -Methode bestimmten Trockenextrakt der

Vermutung der Uberalkoholisierung als nationales Kontrollin­
strument bedienen, sofern diese Vermutung widerlegt werden
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kann und so gehandhabt wird, daß Weine aus anderen Mitglied­
staaten weder rechtlich noch tatsächlich benachteiligt werden.

Lecourt Mertens de Wilmars Mackenzie Stuart Donner Monaco

Pescatore Kutscher Sørensen O'Keeffe

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 30. September 1975.

Der Kanzler

A. Van Houtte

Der Präsident

R. Lecourt

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS ALBERTO TRABUCCHI
VOM 8. JULI 1975 <appnote>1</appnote>

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

1. Natur und Kunst sind berufen, bei
der Hervorbringung eines Produktes zu­
sammenzuwirken, das seit seinem Er­
scheinen in der Kulturgeschichte noch
immer zu den meistgepriesenen Erzeug­
nissen gehört.

Bei der besonderen Wertschätzung des
Weins spielen die Regeln für die Feststel­
lung der Eigenschaften, durch die sich
die einzelnen auf Grund der Überliefe­

rung von Name und Aufmachung gera­
dezu klassischen Arten auszeichnen, eine
wichtige Rolle; das gleiche gilt für die
Regeln, die der schöpferischen Phantasie
der beteiligten Kreise bei der Beeinflus­
sung des natürlichen Vorgangs eine
Grenze setzen.

Hieraus erklärt sich, daß auch die Ge­
meinschaft im Rahmen der Errichtung

eines einheitlichen Weinmarktes Bestim­

mungen über Herkunftsbezeichnungen,
die Weinen mit ganz bestimmten Merk­
malen vorbehalten sind, sowie Kontroll­
vorschriften, die entweder mit der Beur­
teilung der Erzeugnisse oder der Gewähr
allgemein hinreichender Echtheit zusam­
menhängen, erlassen hat.

Bei der hier erbetenen Auslegung von
Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts
bedarf es einer Gesamtbetrachtung, auch
wenn in den vorliegenden Fällen, in de­
nen die Auslegung vorzunehmen ist, der
Handel zwischen den Mitgliedstaaten
nicht unmittelbar angesprochen wird.

Die Regeln über den Gemeinsamen
Markt müssen zwangsläufig darauf ange­
legt sein, eine einheitliche Grundlage zu
schaffen, die einen freien Warenverkehr
gewährleistet. Daher dienen die Bestim­
mungen der Gemeinschaft auch dazu,
gemeinsame Kriterien für die Kontrolle

1 — Aus dem Italienischen übersetzt.
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